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1. Auswertung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit  
gemäß § 13a (3) BauGB  
zum Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. II/2/19.07 

  

Am 01.09.2021 hatte die Öffentlichkeit im Rahmen eines Unterrichtungs- und Erörterungs-
termins im Forum der Martin-Niemöller-Gesamtschule die Gelegenheit, sich über die allge-
meinen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen zu infor-
mieren und Fragen zu den Planungen zu stellen. Der Vermerk über den Unterrichtungs- und 
Erörterungstermin ist nachfolgend beigefügt (s. S. A - 4 ff.). Zusätzlich konnten die Unter-
lagen über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planungen in der Zeit vom 23.08.2021 bis 
einschließlich 10.09.2021 im Foyer des Technischen Rathauses sowie im Internet einge-
sehen werden. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sind zu den allgemeinen Zielen 
und Zwecken der Planung Äußerungen im Rahmen des Unterrichtungs- und Erörterungster-
mins vorgebracht worden. Die gestellten Fragen konnten teilweise bereits im Rahmen der 
Veranstaltung beantwortet werden. Zu einzelnen Fragestellungen lagen zum Stand Vorent-
wurf noch keine hinreichenden Kenntnisse vor, so dass eine Prüfung im Zuge des weiteren 
Verfahrens zugesichert wurde (Einzelheiten s. Vermerk). Hierzu wird auf die ausführliche 
Darlegung zum Umgang mit den jeweiligen Aspekten im Rahmen der vorliegenden Bauleit-
planung in der Begründung verwiesen. Darüber hinaus sind in diesem Verfahrensschritt kei-
ne weiteren Stellungnahmen bei der Stadt Bielefeld eingegangen. 
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Vermerk Unterrichtungs- und Erörterungstermin  
 

Die vorgetragenen planungsrelevanten Äußerungen der Öffentlichkeit sind zusammen-
gefasst und in gekürzter Form sowie thematisch geordnet im Vermerk über diesen Termin 
wiedergegeben. 
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Stand: Entwurf; August 2023 

2. Auswertung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 13a BauGB i. V. m. § 4 (1) BauGB  
zum Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. II/2/19.07 

 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 13a BauGB 
i. V. m. § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom 21.07.2021 um Stellungnahme bis zum 01.09.2021 
gebeten. In der folgenden Tabelle werden die eingegangenen Stellungnahmen mit der 
jeweiligen Stellungnahme der Verwaltung dargestellt. 
 

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

1 Untere Natur-

schutzbehörde, 

Schreiben des 

Umweltamts vom 

13.09.2021 

Artenschutzrechtliche Konflikte wurden im 

Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (Büro 

für Landschaftsplanung Bertram Mester-

mann) mit Stand von Januar 2021 betrach-

tet. Eine Betroffenheit planungsrelevanter 

Arten konnte nicht hergeleitet werden. Zur 

Vermeidung des Eintretens des Zugriffsver-

bots gemäß § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG für 

häufige, weit verbreite und anpassungsfähi-

ge Vogelarten sind Fällungen nur außerhalb 

der Vogelschutzzeit, im Zeitraum von An-

fang Oktober bis Ende Februar zulässig. 

Die Aktivitätseinschränkung zu den zu 

erhaltenden Bäumen ist grundsätzlich zu 

begrüßen.  

Der Baumschutz ist gemäß DIN 18920 in 

einem Abstand von 1,5 m zur Kronentraufe 

eines Baumes einzuhalten. 

Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass die Ergebnisse der Arten-

schutzuntersuchung nicht in Frage 

gestellt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die allgemeinen Abstandshinweise 

aus der DIN 18920 mit Blick auf den 

Baumschutz werden zur Kenntnis 

genommen und in der textlichen 

Regelung für die zum Erhalt festge-

setzten Bäumen sinngemäß aufge-

griffen. 

  Hinweis zu Teil B Nr. 3 c: 

Naturschutzrechtliche Regelungen i. S. des 

Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) 

und dem Landesnaturschutzgesetz 

(LNatSchG) greifen auch für das in Rede 

stehenden Plangebiet. Es befinden sich 

jedoch keine gemäß des BNatSchG oder 

LNatSchG ausgewiesenen Schutzgebiete 

im Plangebiet. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-

nommen. Die Begründung wird ent-

sprechend angepasst (s. dort Kapitel 

3.c). 

2 Untere Wasserbe-

hörde/Grundwas-

ser, Untere Abfall-

behörde, Untere 

Bodenschutzbe-

hörde,  

Schreiben des 

Umweltamts vom 

13.09.2021 

Altlasten: 

Östlich an das Plangebiet angrenzend liegt 

der im Altlastenkataster der Stadt Bielefeld 

unter der Nummer AS 299 geführte Alt-

standort sowie im näheren Umfeld der 

Betriebsstandort mit der Nummer BS 209. 

Dabei handelt es sich zum einen um den 

Standort der Gärtnerei Brinkkötter (BS 209) 

und zum anderen um ehemalige Flächen 

der genannten Gärtnerei (AS 299). Der 

letztgenannte Standort ist im Rahmen des 

Aufstellungsverfahrens zum Bebauungs-

plan Nr. II/2/19.03 im Jahr 2011 altlasten-

technisch untersucht und anschließend zur 

 

Die vorliegend geforderte Bodenluft-

untersuchung wurde durchgeführt 

und mit der Fachbehörde abge-

stimmt. Auffälligkeiten haben sich 

bei der Analyse der Bodenproben 

nicht ergeben. Im Ergebnis bestehen 

auch keine Bedenken hinsichtlich 

der angrenzenden Altablagerung 

AA 300. Die Begründung wird ent-

sprechend fortgeschrieben (s. dort 

Kapitel 6.5). 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

Wohnbebauung freigegeben worden. Von 

Beeinträchtigungen des Plangebiets durch 

diese Altlasten ist somit nicht auszugehen. 

Nordwestlich des Plangebiets gelegen be-

findet sich die Altablagerung AA 300, eine 

ehemalige Tongrube mit bis zu 10 m tiefen 

Auffüllungen aus Bauschutt, Hausmüll und 

Industriemüll. Zu dieser Altablagerung lie-

gen mehrere Untersuchungen aus verschie-

denen Jahren vor, die z. T. auch den westli-

chen Randbereich des B-Plangebiets Nr. 

II/2/19.07 mit einbezogen. Im Jahr 1987 ist 

eine Bodenluftuntersuchung in dem Bereich 

bezüglich der Parameter Methan und Toluol 

auffällig gewesen. Zur Abklärung dieser 

Auffälligkeit sind daher im weiteren Planver-

fahren aktuelle Untersuchungen der Boden-

luft notwendig. Das Untersuchungskonzept 

ist vorab mit dem Umweltamt abzustimmen. 

  Boden/Bodenschutz: 

Der anstehenden Parabraunerde wird eine 

sehr hohe Funktionserfüllung als Rege-

lungs- und Puffermedium sowie hinsichtlich 

der Bodenfruchtbarkeit zugeordnet. Mit der 

Versiegelung geht der Verlust dieser Funk-

tionen auf kleinflächigem Raum einher. 

Der Boden ist für eine Versickerung unge-

eignet. 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis 

genommen. Hinsichtlich der mitge-

teilten schutzwürdigen Bodenfunk-

tion ist jedoch anzumerken, dass die 

Böden in diesem innerstädtischen 

Planbereich seit vielen Jahren an-

thropogen überprägt sind (Sport-

platznutzung, P&R-Stellplatzanlage, 

gepflasterte Wege) und entspre-

chend hochwertige Regelungs- und 

Pufferfunktionen hier nicht mehr zu 

erwarten sind. Gleiches gilt auch hin-

sichtlich der Bodenfruchtbarkeit. 

Die Begründung wird entsprechend 

fortgeschrieben (s. dort Kapitel 6.4). 

3 Untere Wasserbe-

hörde/Oberflä-

chenwasser, 

Schreiben des 

Umweltamts vom 

13.09.2021 

Starkregen:  

Im Randbereich des Plangebiets liegen flä-

chig Senken und Mulden, welche derzeit 

mit 2–30 cm Tiefe als multifunktionale Re-

tentionsflächen fungieren. Mit der Umset-

zung der in Rede stehenden Planung ge-

hen diese Flächen in Teilen verloren. Es 

wird zusätzliche Abflussfläche geschaffen, 

welche Starkregenfolgen begünstigt. Ent-

sprechend empfehlen sich vorsorgende 

Maßnahmen wie Dachbegrünung, Mulden-

Rigolen-Systeme etc. 

 

Entsprechende Möglichkeiten der 

Starkregenvorsorge werden im Rah-

men der Umsetzung aufgegriffen. 

Hierfür werden in den Schulfreiberei-

chen (Sockelgeschoss) Retentions-

dächer mit 3 cm Dauerstau und un-

terirdische Retentionsboxen inte-

griert. Auf Grundlage des schon sehr 

weit fortgeschrittenen Stands der 

Projektplanung ist unter Berücksich-

tigung der geplanten Rückhaltemaß-

nahmen nachgewiesen worden, 

dass Wassermengen bei einem 30-

jährlichen Starkregenereignis voll-

ständig auf dem Grundstück zurück-

gehalten werden können. Schäden 

auf den benachbarten Grundstücken 

durch unkontrolliert abfließendes 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

Oberflächenwasser können auf die-

ser Grundlage vermieden werden. 

Die Begründung wird entsprechend 

fortgeschrieben (s. dort Kapitel 5.7, 

6.4). 

  Niederschlagsbeseitigung: 

Das Plangebiet ist an die Trennkanalisation 

angeschlossen. Es entwässert ohne Rück-

haltebecken an der E 2/65 in den Johannis-

bach. Da von einer 1,6 ha großen Freiflä-

che ca. 1,4 ha überbaut werden, sollen im 

Bereich der Einleitung Rückhalte- und Opti-

mierungsmaßnahmen geprüft werden. 

Anregung für die Gebäude:  

Unter 4.3 c „Grünordnung“ ist vorgesehen 

für Teile der Dachflächen eine Begrünung 

aufzunehmen. Hier besteht eine große 

Bandbreite, die auch für Lehrzwecke einge-

setzt werden könnte. Beispielhafte Ausfüh-

rungsformen sind der Stellungnahme beige-

fügt. 

 

Das im Plangebiet anfallende Nie-

derschlagswasser soll über die be-

stehende Regenwasserkanalisation 

in der Westerfeldstraße analog zu 

den umliegenden Flächen in den 

Johannisbach eingeleitet werden. 

Die o. g. geplanten Rückhaltemaß-

nahmen gewährleisten die Einhal-

tung der gegebenen Einleitungsbe-

schränkungen.  

Die Anregungen in Bezug auf die 

Dachbegrünung werden zur Kennt-

nis genommen. 

4 Untere Denkmal-

schutzbehörde, 

Schreiben vom 

27.08.2021 

Die Belange der Denkmalpflege gemäß 

§ 1 (5) BauGB und § 1 DSchG NRW wer-

den nicht berührt, da sich im Plangebiet 

zurzeit keine eingetragenen Bau- und Bo-

dendenkmäler befinden. 

Nachfolgenden Hinweis ist in den Bebau-

ungsplan aufzunehmen: 

Kulturgeschichtliche Bodenfunde 

Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdge-

schichtliche Bodenfunde oder Befunde 

(etwa Tonscherben, Metallfunde, dunkle 

Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien) 

entdeckt werden, ist nach §§ 15 und 16 des 

Denkmalschutzgesetzes die Entdeckung 

unverzüglich der Stadt oder der LWL-Ar-

chäologie für Westfalen, Außenstelle Biele-

feld, Am Stadtholz 24 a, 33609 Bielefeld, 

Tel. 0251/591-8961, email: lwlarchaeologie-

bielefeld@lwl.org anzuzeigen und die Ent-

deckungsstätte mindestens drei Werktage 

in unverändertem Zustand zu erhalten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-

nommen und berücksichtigt. 

 

5 Polizeipräsidium 

Bielefeld, Kriminal-

prävention/Opfer-

schutz, Schreiben 

vom 26.08.2021 

 

Mit dieser Stellungnahme sollen die Gefah-

ren, aber auch die Chancen aufgezeigt wer-

den, die aus kriminalpräventiver Sicht im 

Rahmen der Neuaufstellung des Bebau-

ungsplans bestehen. Sollten die im Folgen-

den aufgezeigten Empfehlungen zu krimi-

nalpräventiven Maßnahmen für den Neubau 

der Gesamtschule Schildesche gesetzliche 

Vorschriften berühren, hat die Beachtung der 

gesetzlichen Vorschriften grundsätzlich Vor-

rang. Unter der Annahme, dass ein Zusam-

Die mitgeteilten umfangreichen kri-

minalpräventiven Hinweise/Maßnah-

men für den Schulneubau werden 

zur Kenntnis genommen. Diese be-

treffen insgesamt die Umsetzungs-

ebene und werden zur umfassenden 

Information an die Bauausführenden 

weitergeleitet. Die vorliegende Bau-

leitplanung steht einer entsprechend 

angepassten Vorhabenplanung/Um-

setzung nicht entgegen. 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

menhang zwischen dem räumlichen Umfeld, 

der Sozialstruktur und dem individuellen 

(auch abweichendem) Verhalten besteht, 

konzentriert sich die Stellungnahme auf die 

Bau- und Nutzungsstrukturen, die aus poli-

zeilicher Sicht die Begehung von Delikten 

begünstigen und das individuelle Sicher-

heitsgefühl negativ beeinflussen können so-

wie das Personalkonzept in Bezug auf die 

Hausmeister und deren Ausstattung. Die 

Analyse der Deliktlage basiert auf polizeiin-

ternen Recherchen, kriminalpolizeilichen Er-

fahrungswerten und Statistiken. Die Zahlen-

werte liegen vor, sind jedoch nicht öffentlich. 

  1. Allgemeines 

Die Schule als institutionalisierter öffentlicher 

Raum sollte jedem/r Einwohner*in zugäng-

lich gemacht werden und daher vom Charak-

ter nicht dem eines „abgeschotteten Hochsi-

cherheitsgebäudes“ gleichen. Dennoch sollte 

die Institution Schule einen Grundschutz für 

das Objekt und die darin befindlichen Perso-

nen aufweisen, welcher das Sicherheitsge-

fühl sowie die räumliche Ordnung stärkt. 

Durch auf kriminalpräventive Aspekte abge-

stimmte Bau- und Nutzungsstrukturen soll 

die objektive Sicherheitslage positiv beein-

flusst, aber auch das subjektive Sicherheits-

empfinden gestärkt werden. Darüber hinaus 

gilt es im Kontext Schule auch die Frage der 

Amoksicherheit aufzunehmen und mitzuden-

ken. 

 

  2. Deliktübersicht 

Das Plangebiet „Gesamtschule Schildesche“ 

wurde für diese Stellungnahme hinsichtlich 

der vergangenen und aktuellen Kriminalitäts-

lage analysiert. Die statistische Auswertung 

bezieht sich auf den Zeitraum der letzten drei 

Jahre, konkret wurden alle erfassten Delikte 

mit der Tatörtlichkeit „Gesamtschule Schilde-

sche“ seit dem 1.9.2018 zugrunde gelegt. 

Folgende Delikte wurden erfasst und hier in 

Kategorien zusammengefasst (Reihenfolge 

willkürlich): Bedrohung, Brand, Betäubungs-

mittelhandel & Herstellung, Betäubungsmit-

telkonsum, Eigentum i. w. S., Eigentum 

schwer, Einfache KV, Gefährliche KV, Raub 

& Räuberische Erpressung, Sachbeschädi-

gung, Sonstiges leichtes Delikt, Sonstiges 

mittl. Delikt, Störung öffentlichen Friedens 

(AMOK Ank.), Waffe. Die quantitativ auffällig-

sten Kategorien bilden hier Diebstahl- und 

Körperverletzungsdelikte, gefolgt von Verstö-

ßen gegen das Betäubungsmittelgesetz. Auf-

fallend hoch sind die Zahlen darüber hinaus 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

insbesondere während der dunkleren Jah-

reszeit, also von September bis Ende Janu-

ar, was die Bedeutung eines passenden Be-

leuchtungskonzepts hervorhebt. Als Tatört-

lichkeit ist neben dem gesamten Schulgelän-

de auch der Bereich unmittelbar davor/dane-

ben in Erscheinung getreten, also Wege, 

Straßen und Haltestellen um das Schulge-

lände, jedoch jeweils mit konkretem Schul-

bezug, weshalb diese Bereiche in die Ge-

samtanalyse mit einbezogen werden sollten. 

Für nähere Auskünfte steht das KK KP/O 

den Fachplanern gerne beratend zur Seite. 

  3. Beleuchtungskonzept 

Generell sollte die Beleuchtung so ausge-

richtet werden, dass Gesichtsausdruck und 

Verhalten von Personen aus einer Entfer-

nung von mindestens 4 m zu erkennen sind, 

um eine mögliche Bedrohung erkennen und 

darauf reagieren zu können. Aus dieser ge-

nannten Entfernung bestünde noch die 

Chance des „Ausweichens“ oder der „Vertei-

digung“. Der Grad der Ausleuchtung sollte 

insgesamt konstant sein, da sich das 

menschliche Auge erst an die helle und/oder 

dunkle Umgebung gewöhnen muss. Den-

noch kann in einzelnen, wenig frequentierten 

und gut analysierten Bereichen über den 

Einsatz von Leuchtmitteln nachgedacht wer-

den, die über Bewegungsmelder gesteuert 

würden. So würde der Raum mit dem/r Bür-

ger*in kommunizieren und es ließe sich 

durch die verstärkte Beleuchtung besser er-

kennen, ob sich andere Personen im Raum 

aufhalten, wodurch das subjektive Sicher-

heitsempfinden stabilisiert werden könnte. 

Beschädigte Lichtquellen sollten unmittelbar 

ausgetauscht werden, um kein Bild der Ver-

wahrlosung entstehen zu lassen. Über einen 

Lageplan mit Beleuchtungskörpern könnte 

der Ist-Zustand analysiert und die Soll-Situa-

tion entwickelt werden, hierbei ist der Stand-

ort der einzelnen Lichtstelen und der sich 

daraus idealerweise ergebene flächende-

ckende „Lichtteppich“ von großer Bedeutung.  

Einzelne Bereiche und Nischen, welche die 

Flucht- und Versteckmöglichkeiten für poten-

tielle Täter*innen erhöhen, sollten durch sog. 

„Lichtinseln“ gestärkt werden. Zusätzlich wird 

empfohlen, eine durchgehende Grundhellig-

keit zu erzeugen, welche via Bewegungsmel-

der intensiviert werden könnte. Potentielle 

Täter*innen sollten sich nicht unbemerkt im 

Raum aufhalten, bewegen oder aus diesem 

flüchten können. 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

Von einer einzelnen, zentralen Stele sollte in 

jedem Fall abgeraten werden, da der Raum 

und die Gebäudestruktur zu viele verwinkelte 

Bereiche aufweist. 

  4. Zentrale 

Die Räumlichkeit des Hausmeisters oder des 

Hausmeisterservices stellt i. d. R. einen ganz 

wichtigen Bereich dar und sollte eingehend 

betrachtet und bei der Neugestaltung mitbe-

dacht werden. Häufig stellt die Zentrale/der 

Hausmeisterraum den einzigen Rückzugs-

raum für das Personal dar und sollte daher 

über entsprechende Schutzmechanismen 

verfügen. Häufig bieten Verglasungen eine 

gute Kontroll- und Kommunikationsmöglich-

keit nach außen, jedoch auch ungewollte 

Einblicke nach innen und sollten zumindest 

teilweise durch eine vor Einblicken geschütz-

te Folie ergänzt werden, auch um die „infor-

melle“ soziale Kontrolle zu erhöhen. Sollte 

über einen Sicherheitsservice oder Haus-

meisterservice außerhalb der Schulzeit 

nachgedacht werden, so wären weitere As-

pekte bei der Ausgestaltung der Zentrale zu 

berücksichtigen. 

 

  5. Treppenanlagen im Außenbereich 

Treppenanlagen in Außenbereichen von 

öffentlichen Gebäuden sollten gut einsehbar 

sein und in ihrer Bauweise direkte Einblicke 

ermöglichen. Eine helle und freundliche Ge-

staltung sowie eine gute Ausleuchtung tra-

gen dazu bei, den massiven und teils be-

drohlichen Charakter zu hemmen. Schlecht 

einsehbare Treppenanlagen bieten sich häu-

fig als Drogenkonsumraum und „öffentliche 

Toilette“ sowie „Orte der Vermüllung“ an. 

 

  6. Orientierung und Leitsysteme im Raum 

Orientierungslosigkeit im öffentlichen Raum 

kann, besonders nach Einbruch der Dunkel-

heit, zu lebensbedrohlichen Situationen füh-

ren. Konkret geht es hier um das Leiten von 

Personen, die zügig und oftmals in Bewe-

gung befindlich, innerhalb von Sekunden 

Entscheidungen treffen müssen. Der Orien-

tierung im Raum und einem damit verbunde-

nen übersichtlichen und zentralen Leitsystem 

kommt auch im Rahmen der Amokpräven-

tion eine besondere Bedeutung zu. Ein zen-

trales, überschaubar strukturiertes Leitsys-

tem sollte also zentral auf dem Gelände des 

neuen Schulhofs etabliert sowie in das neue 

Beleuchtungskonzept integriert werden. 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  
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  7. Nicht einsehbare Ecken und Nischen 

Ecken, Nischen und verwinkelte, nicht ein-

sehbare Strukturen im Raum verstärken das 

Unsicherheitsgefühl, wodurch gewollte Per-

sonen diese Räume meiden und „ungewoll-

tes Klientel“ diese Räume für sich einneh-

men können. Auch können diese ungünsti-

gen Strukturen u. U. Bedürfnisse ortsansäs-

siger Personen bedienen, wodurch es zu 

nicht vorhersehbaren Komplikationen und 

Übergriffen kommen kann. Freizeitangebote, 

insbesondere auf und um den Sportplatz so-

wie Teilen des Schulhofes sollten daher ne-

beneiner guten Ausleuchtung, auch über kla-

re und übersichtliche Strukturen verfügen. 

Freie Sichtachsen müssen in unterschiedli-

che Richtungen gegeben sein. 

 

  8. Einbruchschutz 

Das Thema des Einbruchschutzes stellt im 

Zusammenhang mit Schulen eine besondere 

Herausforderung dar und benötigt ein hohes 

Maß an Planungskompetenz. Nicht alles, 

was im Rahmen des „Einbruchschutzes“ 

gewollt ist, ist auch in der Praxis praktikabel. 

Ferner können auch Fragen des „Einbruch-

schutzes“ mit denen der „Amokprävention“ 

konträr stehen. So z. B. die Frage nach einer 

durchgehend geschlossenen Umzäunung. 

Dabei muss innerhalb dieses Abwägungs-

prozesses auch die Frage der Handhabung 

geklärt werden. Konkret, um welche Institu-

tion mit welchem Altersspektrum handelt es 

sich und ist die verwendete Technik für alle 

Schüler*innen gleichermaßen praktikabel 

und (auch im Entfluchtungsfall) anwend- und 

zeitnah umsetzbar? 

Das Thema Einbruchschutz an Schulen ver-

folgt dabei nicht alleine den Gedanken des 

„Eindringens und Sachwerte erlangen“ son-

dern ebenfalls das zweckgerichtete „Eindrin-

gen und Aufhalten“ in einem ansonsten ge-

schlossenen Bereich. Darüber hinaus sollte 

die Thematik der „Server-Sicherung“ im Be-

sonderen betrachtet werden, um einerseits 

Fremdzugriff auf schulinterne Daten zu ver-

hindern, aber auch um einen Daten- bzw. 

Serververlust zu verhindern und nicht Hand-

lungsunfähigkeit zu riskieren. Über die spe-

ziellen Sicherungsformen, wie RC4 Türen für 

einen abgetrennten Serverraum berät das 

Team der sicherungstechnischen Berater 

des KK KP/O gerne. Eine einzelne besonde-

re Absicherung eines Raums kann eine kos-

tengünstigere Alternative zur aufwendigeren 

Gesamtsicherung des Gebäudes darstellen. 
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  9. Einbruch- und Überfallmeldeanlage 

Schulen verfügen zunehmend über immer 

wertvollere und interessante Einrichtungen 

wie Computer, Beamer, Notebooks oder 

Multimediaanlagen. Daher werden diese zu-

nehmend das Ziel von Einbrechern. Grundle-

genden Schutz vor Einbrechern bietet die 

mechanische Sicherung von Türen und Fen-

stern. Während der unterrichtsfreien Zeit ha-

ben potentielle Täter allerdings viel Zeit zum 

Überwinden der Schutzeinrichtungen. Daher 

sollten diese durch eine Einbruchmeldean-

lage sowie ggf. Paniktastern (auch mobil) er-

gänzt werden. In der Praxis hat sich die 

Kombination von drei Aspekten bewehrt: 1. 

Überwachen von Türen und Fenstern, 2. 

Erkennen und Orten von Unbefugten durch 

Bewegungsmelder, 3. Alarmierung von 

Servicediensten (Wachdienst), Schuldienst 

und Polizei. 

 

  10. Amokprävention 

Baulich/technische Maßnahmen können hel-

fen, in einer Extremsituation die Anzahl der 

Opfer zu minimieren. Durch Ausnutzen des 

Überraschungsmoments und aufgrund feh-

lender Fluchtmöglichkeiten verursachten Tä-

ter von Amoktaten in Deutschland die größte 

Zahl von Opfern während der Unterrichtszeit 

in Klassenräumen. Weitere Personen star-

ben oder wurden verletzt, weil sie sich in Un-

kenntnis der Lage falsch verhielten und 

bspw. nach der Ursache von Schussgeräu-

schen oder Schreien suchten und sich damit 

in den Wirkungsbereich des Täters begaben. 

Ziel der nachfolgend aufgeführten Siche-

rungsmaßnahmen ist die Minimierung der 

Opferzahlen durch: schnelle Alarmierung im 

Notfall, richtiges Verhalten, technische/bauli-

che Maßnahmen zur Erschwerung der Tat-

handlung, technische/bauliche Maßnahmen 

zur Unterstützung für Helfer. Die Sicherungs-

maßnahmen sind das Ergebnis einer Pro-

jektgruppenarbeit aus dem Jahr 2011. An 

dem Projekt waren neben der Polizei, Vertre-

ter*innen der Feuerwehr und der Unfallkasse 

NRW beteiligt. Die Empfehlungen werden in 

Anlehnung an neue Erkenntnisse fortlaufend 

aktualisiert. 

Seit Juli 2016 ist im Themenkontext eine 

neue Norm in Kraft getreten. Es handelt sich 

um die: DIN VDE V 0827 – Notfall- und Ge-

fahren-Reaktions-Systeme (NGRS). Das „V“ 

weist darauf hin, dass es sich um eine Vor-

norm handelt. Mit der DIN VDE V 0827 sind 

erstmalig die Anforderungen an technische 
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Systeme geregelt, die in Notfällen und Ge-

fahrensituationen einen Amokalarm auslö-

sen, Hilfe rufen, Betroffene warnen und 

akustische Handlungsanweisungen geben. 

Die technischen Systeme ergänzen die orga-

nisatorischen Prozesse zur Krisenbewälti-

gung und können in Schulen und öffentlichen 

Einrichtungen eingesetzt werden. Durch die 

DIN VDE V 0827 besteht keine gesetzliche 

Pflicht, Notfall- und Gefahren-Systeme ein-

zusetzen, die Anwendung von DIN-Normen 

ist grundsätzlich freiwillig. Sollen diese Sys-

teme allerdings eingesetzt werden, müssen 

die anerkannten Regeln der Technik ange-

wendet werden. Eine Auftragsvergabe an Er-

richter sollte entsprechend mit dieser Maß-

gabe und Zusicherung erfolgen. Neu in die-

ser Norm wird auch erstmalig die Funktion 

eines Technischen Risikomanagers be-

schrieben. Der Technische Risikomanager 

kann aus der Organisation heraus bestimmt 

oder durch einen externen Dienstleister wie 

z. B. ein Ingenieurbüro wahrgenommen wer-

den. 

Eine Amokberatung erfolgt immer Projekt-

orientiert und individuell. Die grundsätzlichen 

Themen der städtebaulichen Kriminalpräven-

tion sind in allgemeiner Form weitestgehend 

erläutert und könnten im weiteren Prozess 

konkretisiert und veranschaulicht werden. 

Themen der sicherungstechnischen Ausge-

staltung sowie der Amokprävention benöti-

gen ein separates Sicherheitskonzept. Sollte 

hier Bedarf bestehen, berät das Kriminal-

kommissariat für Kriminalprävention und 

Opferschutz des Polizeipräsidiums Bielefeld 

gerne.  

Eine weitere Beteiligung am Entwicklungs-

prozess wäre sehr schön. 

6 Polizeipräsidium 

Bielefeld, Direktion 

Verkehr,  

Schreiben vom 

01.09.2021 

Eine Bewertung des Bebauungsplans aus 

polizeilicher verkehrlicher Sicht ist mit den 

vorliegenden Informationen nicht möglich, 

da weder die Planungen zu der verkehrli-

chen Anbindung mit Zufahrten zum neuen 

Gebäude und Stellplätzen auf dem Gelän-

de, noch die Planungen für die Gestaltung 

der Straße An der Reegt für eine sichere 

Fußgängerverbindung zwischen den zwei 

Standorten abgeschlossen sind. Daher ist 

eine Beurteilung zu diesem Zeitpunkt nicht 

möglich. 

Gegen die Planungen mit zwei Standorten 

und wechselndem Schülerverkehr über die 

Straße An der Reegt mit den derzeitigen 

dort geltenden verkehrlichen Regelungen 

Die vorsorglich mitgeteilten Beden-

ken sind verständlich. Die mit der 

künftigen Teilung des Schulzentrums 

verbundenen geänderten Wegebe-

ziehungen und die zu gewährleisten-

de verkehrssichere Erreichbarkeit 

der Teilstandorte waren daher auch 

Gegenstand umfangreicher verkehr-

licher Untersuchungen im Vorfeld 

der Entwurfserarbeitung. Die Prü-

fung verkehrlicher Lösungsmöglich-

keiten sowie die Abstimmung und 

Konkretisierung von sich hieraus ab-

leitenden notwendigen Optimie-

rungsmaßnahmen erfolgte unter Ein-

bindung eines Fachbüros. Zur Ge-
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würden aus polizeilicher verkehrlicher Sicht 

Bedenken bestehen. Abschließend kann 

dies jedoch erst beurteilt werden, wenn wei-

tere Informationen zu den verkehrlichen 

Planungen vorliegen. 

währleistung der notwendigen siche-

ren Wegebeziehungen sowie zur 

Reduzierung der Querungen der 

diesbezüglich besonders bedeutsa-

men Straße An der Reegt sind im 

Ergebnis der fachgutachterlichen 

Empfehlungen mehrere Teilmaßnah-

men umzusetzen. Eine ganz wesent-

liche Bedeutung kommt dabei fol-

genden Teilmaßnahmen zu:  

- Schaffung neuer Bushaltestellen 

im Bereich von Apfel- und Wester-

feldstraße, 

- Umgestaltung der Knotenpunkte 

Apfelstraße/An der Reegt sowie 

Apfelstraße/Westerfeldstraße, 

- Optimierung bestehender sowie 

Einrichtung ergänzender Que-

rungsmöglichkeiten im Bereich der 

Straße An der Reegt sowie der 

Apfelstraße einschließlich einer 

Geschwindigkeitsbegrenzung auf 

30 km/h im Bereich der Straße An 

der Reegt sowie 

- Anlage ergänzender Wege (Fuß-

gänger, Radfahrer) zwischen den 

Schulstandorten. 
 

Im Rahmen der vorliegenden Bau-

leitplanung werden zur Gewährleis-

tung der Umsetzbarkeit die hierfür 

notwendigen Regelungen im Bebau-

ungsplan getroffen (Flächensiche-

rung, Zu-/Abfahrtsverbot). Alle dar-

über hinausgehenden Maßnahmen 

sowie Detailplanungen sind Gegen-

stand nachgelagerter Genehmi-

gungsverfahren, Ausführungs- und 

Erschließungsplanungen etc. Die 

Stadt geht insgesamt davon aus, 

dass bei Umsetzung der gutachter-

liche empfohlenen Teilmaßnahmen 

eine ausreichend sichere Verkehrs-

führung erreicht werden kann. 
 

Die verkehrsgutachterlichen Unter-

suchungen werden auch Gegen-

stand im Rahmen des Beteiligungs-

verfahrens gemäß §§ 3 (2), 4 (2) 

BauGB. 

7 Bezirksregierung 

Detmold/Dez. 33B, 

Schreiben vom 

18.08.2021 

Der Begründung zur verbindlichen Bauleit-

planung ist zu entnehmen, dass diese ge-

genwärtig nicht aus den Darstellungen des 

wirksamen Flächennutzungsplans entwi-

ckelt ist. Das Erfordernis einer vorherigen 

landesplanerischen Anfrage gem. § 34 (1) 

Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass hinsichtlich der geprüften Be-

reiche Immissionsschutz/Achtungs-

abstände nach KAS-18, kommuna-

les Abwasser sowie Agrarstruktur 

und allgemeine Landeskultur keine 
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LPlG gilt auch für Bauleitplanverfahren auf 

der Grundlage des § 13a BauGB. 

Die nachfolgende Stellungnahme als Träger 

öffentlicher Belange erfolgt daher unter der 

Voraussetzung einer vorherigen Durchfüh-

rung und einer positiven Entscheidung in 

diesem Verfahren. 

Es erfolgte eine Prüfung der Bereiche Im-

missionsschutz (nur Achtungsabstände 

nach KAS-18), kommunales Abwasser so-

wie Agrarstruktur und allgemeine Landes-

kultur. Gegen die Planung bestehen keine 

Bedenken. 

Bedenken oder Anregungen beste-

hen.  

Darüber hinaus hat die Bezirksregie-

rung Detmold mit Schreiben vom 

27.12.2021 mitgeteilt, dass keine 

raumordnungsrechtlichen Bedenken 

gegen die vorliegende Bauleitpla-

nung bestehen. 

  Anregung des Dezernats 54 (Wasserwirt-

schaft/Abwasser): 

Zur Retention von Niederschlagswasser so-

wie im Rahmen des allgemeinen Klima-

schutzes sollte eine Dach-/Fassadenbegrü-

nung sowie eine Regenwassernutzung in 

der Planung Berücksichtigung finden. 

 

 

Die wesentliche Niederschlagswas-

serrückhaltung im Plangebiet soll 

durch Retentionsdächer mit 3 cm 

Dauerstau sowie unterirdische Re-

tentionsboxen im Bereich der Schul-

freibereiche (Sockelgeschoss) erfol-

gen. In diesem Zusammenhang wird 

klarstellend darauf hingewiesen, das 

diesbezüglich im Bebauungsplan 

keine Regelungen getroffen, aber 

entsprechende Maßnahmen im Zuge 

der Objektplanung aufgegriffen wer-

den.  

In den Bebauungsplan-Entwurf wer-

den Regelungen für eine extensive 

Dachbegrünung aufgenommen. Er-

gänzend werden im Rahmen der 

Schulhofgestaltung im Bereich des 

Sockelgeschosses auch intensiv be-

grünte Bereiche (Substrathöhen zwi-

schen 50–70 cm) eingeplant, die 

eine Rückhaltung von Regenwasser 

unterstützen können. 

Darüber hinaus besteht keine 

Rechtsgrundlage, um eine Regen-

wassernutzung im Bebauungsplan 

konkret zu regeln. Der entsprechen-

de Hinweis wird gleichwohl im Rah-

men der Umsetzung aufgegriffen. 

8 Deutsche Telekom 

Technik GmbH,  

Schreiben vom 

01.09.2021 

Im direktem Plangebiet befinden sich keine 

Telekommunikationslinien (Tk-Linien) der 

Telekom, wie aus dem der Stellungnahme 

beigefügten Plan ersichtlich ist. Einzig im 

Bereich der Straße An der Reegt liegen Tk-

Linien. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 

diese Tk-Linien in ihrem Bestand und in ih-

rem weiteren Betrieb gefährdet sind. Des-

halb wird gebeten die Belange der Telekom 

wie folgt zu berücksichtigen: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen. Die mitgeteilten Be-

standsleitungen werden soweit er-

kennbar innerhalb der öffentlichen 

Straßen geführt. 

Die darüber hinaus mitgeteilten Hin-

weise hinsichtlich des Umgangs mit 

den vorhandenen Leitungen etc. 

sind im Zuge der Umsetzung zu be-

achten und werden zur umfassen-
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Der Bestand und der Betrieb der vorhande-

nen Tk-Linien müssen weiterhin gewährleis-

tet bleiben. Bei der Bauausführung ist dar-

auf zu achten, dass Beschädigungen der 

vorhandenen Tk-Linien vermieden werden 

und aus betrieblichen Gründen (z. B. im 

Falle von Störungen) der ungehinderte Zu-

gang zu den Tk-Linien jederzeit möglich ist. 

Es ist deshalb erforderlich, dass sich die 

Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten 

über die Lage der zum Zeitpunkt der Bau-

ausführung vorhandenen Tk-Linien der Te-

lekom informieren. Die Kabelschutzanwei-

sung der Telekom ist zu beachten. 

den Information an die Bauausfüh-

renden weitergeleitet. Maßnahmen 

im Rahmen der Bauleitplanung wer-

den nicht erforderlich.  

  Zur eventuellen Versorgung neu zu errich-

tender Gebäude mit Telekommunikations-

infrastruktur durch die Telekom ist die Ver-

legung neuer Tk-Linien im Plangebiet erfor-

derlich. 

 

  Bitte folgenden Hinweis beachten: 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist 

das „Merkblatt über Baumstandorte und un-

terirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ 

der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 

Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbe-

sondere Abschnitt 6, zu beachten. 

Einer Überbauung der TK-Linien der Tele-

kom wird nicht zugestimmt, weil dadurch der 

Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der 

Tk-Linie verhindert wird und ein erhebliches 

Schadensrisiko für die Tk-Linie besteht. 

 

9 Stadtwerke Biele-

feld GmbH, 

Schreiben vom 

24.08.2021 

Elektrizität, Fernwärme, Gas, Wasser, Stra-

ßenbeleuchtung, Telekommunikation: 

Es wird mitgeteilt, dass diese Belange von 

den beabsichtigten Darstellungen/Festset-

zungen der anstehenden Bauleitplanung 

berührt werden. Es werden jedoch keine 

Bedenken und Anregungen vorgebracht. 

 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass hinsichtlich der Belange Elek-

trizität, Fernwärme, Gas, Wasser, 

Straßenbeleuchtung, Telekommuni-

kation keine Bedenken und Anre-

gungen bestehen. 

  Raumwärmeversorgung: 

Es wird auf das Energiekonzept 2020 der 

Stadt Bielefeld, seine Schwerpunktziele und 

den Ausbau klimafreundlicher, ressourcen-

schonender Wärmeversorgung hingewie-

sen. In diesem Zusammenhang wird ange-

regt, die Begründung um nachfolgenden 

Text zu ergänzen: 

Auf der Grundlage des derzeit in der politi-

schen Beratung befindlichen Energiekon-

zepts der Stadtwerke Bielefeld GmbH wird 

die Wärmeversorgung mit einer Wärme-

pumpe (Sole/Wasser oder Luft/Wasser) 

empfohlen. 

 

Die Empfehlungen zur Raumwärme-

versorgung werden ebenfalls zur 

Kenntnis genommen. Zur Wärme-

versorgung für den Schulneubau ist 

ein System aus Wärmepumpen (als 

Kaskade) und einer Photovoltaikan-

lage geplant. Die Planunterlagen 

werden sinngemäß ergänzt. 
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10 moBiel GmbH, 

Schreiben vom 

26.08.2021 

Die Neuaufstellung des Bebauungsplans 

Nr. II/2/19.07 ist für die moBiel GmbH als 

kommunales Verkehrsunternehmen der 

Stadt Bielefeld von äußerster Wichtigkeit, 

da mehrere Belange des ÖPNV berührt 

sind. 

Die Haltesteile Schildesche unterhalb der 

Straße An der Reegt verknüpft die Stadt-

bahnlinie 1 und die Hauptbuslinien 155 

nach Vilsendorf und Jöllenbeck, 51/101 

nach Brake, Milse bzw. Herford sowie die 

innerstädtischen Linien 27 nach Baumheide 

und zur Rudolf-Oetker-Halle sowie 31 zur 

Universität und zur Deciusstraße miteinan-

der. Hinzu kommen die schulbezogenen 

Linien und Erschließungslinien 55, 68,115, 

133,156, 353, 388. Gerade zu Schulzeiten 

ist die vorhandene Haltestelle innerhalb der 

Stadtbahnwendeschleife mit nur zwei unab-

hängig voneinander bedienbaren Busstei-

gen heute schon überlastet, wenn zu den 

regulären Buslinien die Schulbusse hinzu-

kommen. Zusätzlich reicht die Haltestelle 

von ihren Fahrgastkapazitäten inkl. der 

Schülerzahlen heute schon nicht mehr aus, 

die Bussteige sind hierfür zu klein. 

Für eine angemessene Berücksichti-

gung der Belange des ÖPNV ist im 

Rahmen der Verkehrsuntersuchun-

gen auch die moBiel GmbH einge-

bunden worden. Im Ergebnis werden 

entsprechende Maßnahmen zur 

Anpassung der ÖPNV-Erschließung 

erforderlich, die z. T. auch den vor-

liegenden Bebauungsplan betreffen 

und durch entsprechende Regelun-

gen im Entwurfsplan berücksichtigt 

werden (s. nachfolgend). 

 

  Der Neubau der Gesamtschule bringt eine 

Neuverteilung und eine Entzerrung von Ver-

kehrsströmen mit sich, aber zwangsläufig 

auch eine Erhöhung des Querungsbedarfs 

der Straße An der Reegt. Schüler/innen, die 

die Schulbusse oder die Stadtbahn vom 

Neubau aus erreichen möchten, müssen 

nun sowohl die Straße als auch den Gleis-

bereich der Stadtbahn queren. Im Bestand 

ist dies nicht notwendig, da der Haltestel-

lenzugang über die Treppenanlage vom 

heutigen Schulhof direkt auf die Haltestel-

leninsel erfolgt. Aufgrund dessen hatte 

moBiel bereits mit dem Amt für Verkehr an-

geregt, eine neue Schulbus-Haltestelle an 

der Apfelstraße mit eigener Busspur im Be-

reich des Neubaus zu schaffen. Denn aus 

Sicht von moBiel hat dies mehrere Vorteile, 

die auch den veränderten Verkehrsströmen 

durch die Umorganisation der Schulstand-

orte Rechnung trägt:  

Schulbusse könnten dann die Bestandshal-

testelle für den südlichen Schulstandort an-

fahren und ebenfalls die neue Schulbushal-

testelle an der Apfelstraße mit direktem 

Fußweg zum Neubau ohne Straßenquerun-

gen bedienen. Damit können die Schulver-

kehre entzerrt werden und Fußgängerque-

rungen über die Straße An der Reegt redu-

Neue Bushaltestellen: 

Eine neue Haltestellenanlage im 

Bereich von Apfelstraße/Westerfeld-

straße soll die Zahl der die Straße 

An der Reegt querenden Schüler/in-

nen insgesamt reduzieren. Die hier-

für von moBiel geplanten Flächenbe-

darfe sind in die verkehrsgutachter-

lichen Prüfungen eingeflossen und 

mit den weiteren verkehrlichen Be-

langen (hier insbesondere Führung 

der Fuß-/Radwege, Umgestaltung 

des Knotenpunkts Apfelstraße/Wes-

terfeldstraße) abgestimmt worden.  

Der auf dieser Grundlage ermittelte 

zusätzliche Bedarf an öffentlichen 

Verkehrsflächen wird im Bebauungs-

plan entsprechend gesichert, weiter-

gehende Detailplanungen sind im 

Rahmen der Umsetzung vorzuneh-

men. 
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ziert werden. Diese Überlegungen sind aus 

Sicht von moBiel nicht vom Gesamtprojekt 

des Schulneubaus zu entkoppeln und müs-

sen deshalb unbedingt in die verkehrlichen 

Überlegungen der weiteren Planungen mit-

einbezogen werden (siehe hierzu der 

Stellungnahme angehängte Planskizze). 

  Für den westlichen Grünzug besteht zudem 

in der Verbindung von der Stadtbahn-End-

haltestelle Schildesche zu Apfel- und Wes-

terfeldstraße ein Freihaltebeschluss für eine 

mögliche zukünftige Stadtbahnverlängerung 

der Linie 1 nach Norden. Deshalb wird da-

rum gebeten, die fußläufige Erschließung 

des neuen Schulstandorts zu überdenken, 

denn der im Plan dargestellte Weg zwi-

schen An der Reegt und Westerfeldstraße 

würde bei einer zukünftigen Stadtbahnver-

längerung überplant werden. Daher sollte 

auch eine ausreichend breite alternative 

Fußwegeverbindung von der Bestandshal-

testelle Schildesche zum Neubau über den 

östlichen Fußweg (An der Reegt 10/10a) 

vorgesehen werden. 

Für die Neuaufstellung des Bebauungs-

plans wird aufgrund dessen angeregt, die 

gesamte Fläche zwischen Neubau und Ap-

felstraße nicht als Park- bzw. Grünanlage 

festzusetzen, sondern als Verkehrsfläche 

besonderer Zweckbestimmung, um die Um-

setzung von Bushaltestellen gemeinsam mit 

dem Schulneubau zu ermöglichen sowie 

eine spätere Stadtbahnverlängerung nicht 

zu verhindern. Zudem wird angeregt, die 

westliche Grenze der Gemeinbedarfsfläche 

auf die neue Gebäudekante zurückzuzie-

hen, um die zukünftige Trassierung der 

Stadtbahnstrecke (ausreichende Kurvenra-

dien und variable Platzierung von Hoch-

bahnsteigen) zu ermöglichen. 

 

Stadtbahn: 

Eine Umsetzung der bereits seit 

vielen Jahren im Raum stehenden 

Stadtbahnverlängerung ist auch 

weiterhin nicht absehbar. Es liegen 

auch keine konkreteren Planunterla-

gen o. Ä. vor, die im Rahmen der 

vorliegenden Bauleitplanung berück-

sichtigt werden könnten.  

Die fußläufige Erreichbarkeit des 

nördlichen Schulstandorts soll nach 

den fachgutachterlichen Ergebnis-

sen der Gesamtbetrachtung der ver-

kehrlichen Belange ausgehend von 

der Straße An der Reegt über die 

bereits bestehende Wegeverbindung 

im Grünzug, eine dort am westlichen 

Rand des Grünzugs ergänzend an-

zulegende weitere Wegeverbindung 

sowie über den „Hasenpatt“ im 

Osten erfolgen. Die Umsetzbarkeit 

einer darüber hinaus vom Verkehrs-

gutachter empfohlenen Anlage eines 

durchgängigen Fußwegs auf der öst-

lichen Seite der Apfelstraße ist ab-

hängig von zusätzlichem Grunder-

werb und daher nicht absehbar. Für 

eine sichere Erreichbarkeit der 

Stadtbahnendhaltestelle sowie der 

Schulgebäude auf dem südlichen 

Standort sollen die bestehenden 

Querungshilfen erhalten, optimiert 

und durch eine weitere ergänzt wer-

den, so dass die Straße An der 

Reegt je nach Laufweg an vier Stel-

len sicher gequert werden kann. 

Nach Rücksprache mit dem Ver-

kehrsgutachter ist die Aufrechterhal-

tung von mindestens einem Weg in-

nerhalb des Grünzugs auch bei Um-

setzung der Stadtbahnverlängerung 

möglich. Die in der aktuellen Situa-

tion ergänzend notwendige neue 

Querung würde entfallen. Gleichzei-

tig würde aber ein Großteil der que-

renden Schüler/innen wegfallen, so 

dass eine verkehrssichere Verbin-

dung zwischen den beiden Schul-
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

standorten auch dann weiterhin ge-

währleistet wäre.  

 

Der Anregung einer umfänglichen 

Verkehrsflächen-Festsetzung für die 

Stadtbahnoption soll nicht gefolgt 

werden. Derzeit können weder ent-

sprechende Flächenbedarfe konkret 

benannt noch die hiermit verbunde-

nen Auswirkungen auf die Nachbar-

schaften sowie auf weitere im Rah-

men der Bauleitplanung zu berück-

sichtigende Belange (u. a. Verkehr, 

Baumbestand, Umwelt) bereits hin-

reichend abgeschätzt oder mit einem 

verhältnismäßigen Aufwand ermittelt 

werden. Entsprechende Prüfungen 

können sachgerecht erst in einem 

später ohnehin notwendigen Plan-

verfahren auf Basis dann geltender 

Rechtsvorschriften, örtlichen Rah-

menbedingungen etc. erfolgen. Die 

Freihaltung der seitens moBiel für 

eine optionale Stadtbahnverlänge-

rung mitgeteilten Flächen außerhalb 

der bereits sicher notwendigen Flä-

chen für Bushaltestellen etc. soll da-

her wie bislang in Form einer öffentli-

chen Grünfläche erfolgen. Klarstel-

lend wird die Zweckbestimmung an-

stelle der bisherigen Zweckbestim-

mung „Parkanlage“ in „Verkehrsgrün 

mit Wegeverbindung“ geändert. Ein 

ergänzender Hinweis weist mit Blick 

auf die optionale Stadtbahntrasse 

auf die Funktion als „Grünfläche auf 

Zeit“ hin. Die Festsetzung sichert die 

Freihaltung der Flächen von bauli-

chen Anlagen etc., die nicht über die 

Zweckbestimmung abgedeckt sind. 

Hierzu sind im Vorfeld der Entwurfs-

erarbeitung weitergehende Abstim-

mungen auch mit moBiel erfolgt. Da 

die betreffenden Flächen auch bei 

der vorgeschlagenen Grünflächen-

festsetzung im Bedarfsfall der Um-

setzung von Nutzungen anderer Be-

lange freigehalten werden können, 

konnte diesbezüglich Einvernehmen 

erreicht werden. 

Ergänzend anzumerken ist, dass 

vom vorliegenden Plangebiet nur un-

tergeordnete Teilflächen der für eine 

Stadtbahnverlängerung erforderli-

chen Flächen erfasst werden. Auch 

außerhalb des vorliegenden Plange-
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

biets werden für die optionalen 

Stadtbahn-Freihalteflächenflächen 

vergleichbare bauplanungsrechtliche 

Regelungen in Form öffentlicher 

Grünflächen getroffen.  

  Durch den neuen Schulstandort wird der 

dort vorhandene P+R Parkplatz vollständig 

überplant. Im Textentwurf ist eine Zwi-

schenlösung auf dem heutigen Gesamt-

schulgelände vorgesehen. Mittelfristig sei 

ein Alternativstandort zu finden. Aus Sicht 

von moBiel ist dies nicht akzeptabel, da mit-

telfristige Zwischenlösungen sich durchaus 

zu dauerhaften Endlösungen entwickeln. 

Ein P+R Platz wird zudem nur dann ange-

nommen, wenn ein direkter und barriere-

freier Zugang zur Haltestelle sowie ausrei-

chend Stellplätze vorhanden sind. Bei 

Standorten im Bereich des heutigen Schul-

geländes fehlt ein barrierefreier Zugang zur 

Stadtbahnstation Schildesche oder Heide-

gärten und zusätzlich sind die Fußwege zu 

lang um als attraktiver P+R Parkplatz ange-

nommen zu werden. 

Im Hinblick auf die vom Rat der Stadt be-

schlossene Mobilitätsstrategie mit der Stär-

kung des Umweltverbunds kann es zudem 

keine Option sein, die P+R Stellplatzanzahl 

zu verringern oder deren Attraktivität zu re-

duzieren. Es wird deshalb gefordert, diese 

Auswirkungen in den Textentwurf mit aufzu-

nehmen und dauerhafte Alternativstandorte 

ggf. auch an anderen Stadtbahnlinien oder 

Erweiterungen bestehender Anlagen zeit-

nah zu überprüfen, da der Schulneubau 

und die Aufstellung des Bebauungsplans 

nicht einfach zur Auflösung einer P+R-Anla-

ge ohne adäquate Ersatzmaßnahmen füh-

ren darf. 

P+R-Stellplätze: 

Es wird sichergestellt, dass der 

Wegfall der bestehenden P&R-Stell-

plätze an der Westerfeldstraße in 

mindestens gleicher Anzahl auf dem 

südlichen Schulgrundstück entlang 

der Apfelstraße nachgewiesen wer-

den kann. Von dort besteht die Zu-

gangsmöglichkeit zur Haltestelle 

„Heidegärten“. 

Die auf dem Südgrundstück beste-

hende Stellplatzanlage im südwestli-

chen Grundstücksbereich soll zu-

nächst als Interims-Lösung hinsicht-

lich der Trennung von P&R- und 

Lehrer-Stellplätzen sowie der Zu-

fahrtsregelung angepasst werden. 

Es besteht Einvernehmen zwischen 

den Beteiligten, dass der Stellplatz-

nachweis in einem separaten Bau-

genehmigungsverfahren kurzfristig 

geregelt wird.  

Unabhängig vom aktuellen Bebau-

ungsplanverfahren können diesbe-

züglich langfristige Lösungen bzw. 

Optimierungsmaßnahmen erst nach 

Abbruch des Schulgebäudes auf 

dem Südgrundstück etc. sachge-

recht umgesetzt werden. Es ist auf 

jeden Fall absehbar, dass entspre-

chend geeignete Flächen dort auch 

langfristig zur Verfügung stehen 

werden.  

Ein sachgerechter Umgang zum Er-

satz der wegfallenden P&R-Flächen 

ist somit insgesamt gewährleistet. 

   Zusammenfassend soll das vorlie-

gende Bebauungsplanverfahren un-

ter Berücksichtigung der o. g. Punkte 

fortgeführt werden. Die Begründung 

wird entsprechend fortgeschrieben 

(s. dort Kapitel 5.3). 
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Von den folgenden Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden keine Bedenken oder 
Hinweise vorgetragen: 
 

11 - Vodafone NRW GmbH, Schreiben vom 01.09.2021 

12  Westnetz GmbH/ Regionalzentrum Münster, Schreiben vom 16.08.2021 

13 - PLEdoc GmbH, Schreiben vom 02.08.2021 

14 - GASCADE Gastransport GmbH, Schreiben vom 16.08.2021 

15 - Gasunie Deutschland Services GmbH, Schreiben vom 02.08.2021 

16 - Avacon AG, Schreiben vom 23.07.2021 

17 - TenneT TSO GmbH (ohne Stellungnahme) 

18 - Amprion GmbH, Schreiben vom 29.07.2021 

19 - Martin-Niemöller-Gesamtschule (ohne Stellungnahme) 

20 - ExxonMobil Production Deutschland GmbH, Schreiben vom 02.08.2021 
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Stand: Entwurf; August 2023 

3. Ergebnis der Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren 
zum Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. II/2/19.07 

 

Nach Auswertung der Äußerungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und 
der Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung wurde der Entwurf des Bebauungsplans 
erarbeitet. Die im Rahmen des Verfahrens vorgebrachten Anregungen wurden, soweit 
städtebaulich vertretbar, in der vorliegenden Planung wie vorliegend unter den Punkten 1./2. 
dargelegt berücksichtigt. 
 
Darüber hinaus wurden die Anregungen und Hinweise der städtischen Fachämter unter 
städtebaulichen Gesichtspunkten ausgewertet und abgewogen. Die Plankonzeption (Vorent-
wurf des Bebauungsplans) wurde zum Entwurf überarbeitet. 
 
 
Übersicht der wesentlichen Ergänzungen und Änderungen zum Entwurf: 
 
▪ Nutzungsplan 

- Erweiterung Geltungsbereich im Nordosten um eine Teilfläche aus Flurstück Nr. 2811 
(öffentlicher Fuß-/Radweg inkl. Geh- und Fahrrecht für Anlieger) 

- Aufnahme bzw. Änderung der für die Erschließung erforderlichen Flächen (öffentlichen 
Verkehrsflächen und Verkehrsgrünflächen) inkl. Zu-/Abfahrtsverbot 

- Anpassung der maximalen Gesamthöhe im Nordwesten 
- Aufnahme von Lärmpegelbereichen 
- Festsetzung von zu erhaltenen Einzelbäumen 

 
▪ Textliche Festsetzungen 

- Konkretisierung der Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung 
- Regelung von Überfahrrechten für einen Teilbereich des Fuß-/Radwegs 
- Geh- und Fahrrecht für Anlieger/Nutzungsberechtigte 
- Anpassung der Zweckbestimmung der öffentlichen Grünfläche (Verkehrsgrün) inkl. 

Hinweis zu Option Stadtbahnverlängerung 
- Regelung von Schutzvorkehrungen nach Lärmpegelbereichen 
- Konkretisierung der Dachbegrünung sowie Aufnahme weitergehender Regelungen zu 

Grünstrukturen im Bereich der Gemeinbedarfsfläche (Mindestzahl anzupflanzender 
Bäume, Gehölzerhalt) 

- Ergänzung/Anpassung einzelner Hinweise zur Beachtung 
 
▪ Begründung 

- Fortschreibung insgesamt gemäß Planungsstand 
 


